
NIEDERSCHRIFT BezA/007/2015 

 
über die Sitzung des Bezirksausschusses der Stadt Billerbeck am 16.06.2015 im 

Kultursaal der Alten Landwirtschaftsschule. 
 
 

Vorsitzender: 
Herr Werner Wiesmann  

 

Ausschussmitglieder: 
Herr Bernd Kösters  
Herr Thomas Schulze Tem-
ming 

 

Herr Franz-Josef Schulze 
Thier 

 

Frau Birgit Schulze Wierling  
Herr Karl-Heinz Brockamp Vertreter des Herrn 

Wiesmann zu TOP 2. 
ö. S. 

Herr Peter Rose Vertreter des Herrn 
Schulze Temming zu  
TOP 2 ö. S. 

Herr Winfried Heymanns  
Herr Ralf Flüchter stellv. Vorsitzender zu 

TOP 2 ö. S. 
 

Sachkundige Bürger gem. § 58 Abs. 3 GO NW: 
Herr Markus Lütke Enking  
Herr Christof Peter-Dosch Vertreter von Frau Dr. 

Spallek zu TOP 2 ö. S. 
Herr Theo Schulze Brock  
Frau Dr. Anne-Monika Spal-
lek 

Vertretung für Frau 
Maria Schlieker 

Herr Michael Fliß  
Herr Frank Wieland  

 

Vortragender Gast: 
Frau Weil wwk-Umweltplanung, 

Warendorf 
 

Von der Verwaltung: 
Frau Marion Dirks  
Herr Hubertus Messing zu TOP 1 ö. S. 
Herr Gerd Mollenhauer  
Frau Michaela Besecke  
Herr Holger Dettmann  
Frau Birgit Freickmann Schriftführerin 
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Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 20:10 Uhr 
 
Herr Wieland erklärt, dass er keine Einladung erhalten habe und deshalb um eine 
kurze Pause bitte, damit er sich informieren könne.  
 
Die Sitzung wird daraufhin für 10 Minuten unterbrochen.  
 
Herr Wiesmann stellt sodann um 18:15 Uhr fest, dass form- und fristgerecht eingela-
den wurde, wobei Herr Wieland seine Einladung nicht rechtzeitig erhalten oder ge-
funden habe.  
 
Herr Messing erläutert, dass aufgrund des in der letzten Woche angedrohten Post-
streiks die Einladung zu dieser Sitzung als auch zu der nachfolgend anberaumten 
Stadtentwicklungs- und Bauausschusssitzung sowie des Rates am 18.06.2015 durch 
Boten bzw. Mitarbeiter der Verwaltung am Dienstag, 09.06.2015 zugestellt wurden. 
Die Einladungen müssten deshalb allen Ratsmitgliedern und sachkundigen Bürgern 
zugegangen sein.  
 
 

TAGESORDNUNG 

 

I. Öffentliche Sitzung 
 

1. Wahl eines weiteren stellvertretenden Vorsitzenden für den Bezirks-

ausschuss 
 Herr Messing geht auf die Regelungen zur Befangenheit ein. Dabei ver-

weist er auf den Aufsatz von Prof. Frey sowie die der Sitzungsvorlage 
beigefügte Handreichung der Verwaltung zu diesem Thema.  
Da zur folgenden Beratung über die Änderung des Flächennutzungspla-
nes zur Darstellung von Konzentrationszonen für Windenergie sowohl der 
Vorsitzende als auch seine beiden Stellvertreter befangen seien, werde 
die Wahl eines dritten Stellvertreters vorgeschlagen.  
 
 
Anschließend werden Nachfragen zur persönlichen Befangenheit einzel-
ner Ausschussmitglieder beantwortet.  
 
Herr Fliß merkt an, dass man sich in eine Richtung bewege, in der man 
eigentlich keine Politik mehr machen und die Arbeit auch einstellen kön-
ne.  
 
Herr Heymanns kann ebenfalls die angeführten Gründe für eine Befan-
genheit nicht nachvollziehen.  
 
Auf Nachfrage von Herrn Schulze Brock, ob denn der Bezirksausschuss 
überhaupt noch beschlussfähig sei, wenn sich die Mehrheit der Aus-
schussmitglieder für befangen erkläre, führt Herr Messing aus, dass nach 
der Gemeindeordnung der Rat sowie der Ausschuss solange beschluss-
fähig sei, solange die Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt werde. Der 
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Rat sei beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der gesetzlichen Mit-
gliederzahl anwesend ist.  
Die abschließende Entscheidung über die Flächennutzungsplanänderung 
treffe der Rat am Donnerstag. Sollte der Rat aufgrund der Befangenheit 
von mehr als der Hälfte der Ratsmitglieder beschlussunfähig sein, werde 
der Tagesordnungspunkt abgesetzt und in der nächsten Ratssitzung wie-
der auf die Tagesordnung gesetzt. Dann sei die Beschlussfähigkeit un-
abhängig von der Anzahl der erschienenen Ratsmitglieder gegeben.  
 
Herr Schulze Brock stellt fest, dass das ein weiteres Beispiel für die Ent-
machtung des Bezirksausschusses sei.  
 
Frau Schulze Wierling meint, dass es doch nur um eine Verhinderungs-
politik gegen Windenergienutzung gehe.  
 
Herr Wiesmann bittet die Ausschussmitglieder zum Thema zurückzu-
kommen und stellt die Frage, ob alle mit der Wahl eines weiteren stellver-
tretenden Vorsitzenden einverstanden seien.  
 

Beschluss:  
Die Anzahl der stellvertretenden Vorsitzenden wird auf drei erhöht.  
 

Stimmabgabe: einstimmig  
 
Herr Wiesmann schlägt Herrn Flüchter als weiteren stellvertretenden 
Vorsitzenden des Bezirksausschusses vor.  
Weitere Vorschläge werden nicht unterbreitet.  
  

Beschluss: 
Herr Ralf Flüchter wird zum 3. stellv. Vorsitzenden des Bezirksausschus-
ses gewählt. 
  

Stimmabgabe: 10 Ja-Stimmen, 2 Enthaltungen 
 
  

2. 35. Änderung des Flächennutzungsplanes zur Darstellung von Kon-

zentrationszonen für Windenergie 

hier: Vorstellung des Planentwurfes 
 Herr Wiesmann, Herr Schulze Temming, Herr Kösters, Frau Schulze 

Wierling, Herr Schulze Thier, Herr Schulze Brock, Herr Lütke Enking, 
Frau Dr. Spallek erklären sich für befangen. Sie nehmen im Zuhörerraum 
Platz und nehmen an der Beratung und Beschlussfassung zu diesem 
Tagesordnungspunkt nicht teil.  
 
Herr Flüchter übernimmt den Sitzungsvorsitz.  
 
Herr Wieland beantragt aufgrund der geringen Anzahl der Ausschussmit-
glieder die Überprüfung der Beschlussfähigkeit des Ausschusses   
 
Auf Antrag von Herrn Fliß wird die Sitzung unterbrochen.  
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Herr Wiesmann, Herr Schulze Temming und Frau Dr. Spallek verlassen 
den Sitzungsraum. Sie werden alsdann vertreten durch Herrn Brockamp, 
Herrn Rose und Herrn Peter-Dosch.  
 
Nachdem die Sitzung wieder eröffnet wird, erklärt Herr Wieland, dass er 
seinen Antrag zurückziehe.  
 
 
Den anwesenden Mitgliedern des Stadtentwicklungs- und Bauausschus-

ses wird zu diesem Tagesordnungspunkt einstimmig Rederecht erteilt.   
 
Frau Weil vom Büro wwk-Umweltplanung, Warendorf, stellt den Planent-

wurf zur Darstellung von Konzentrationszonen vor (siehe Anlage zur 

Niederschrift im Ratsinformationssystem).  
 
Herr Knüwer befragt die Planerin wie sie auf die Abstandsfläche von 450 
m komme, heute würden keine 150 m hohen Anlagen mehr geplant. Die 
heutige Höhe liege bei mindestens 180 m eher bei 200 m. Dafür müsse 
lt. OVG-Urteil ein Abstand zu Einzelgebäuden von 540 – 600 m eingehal-
ten werden. Wenn im Flächennutzungsplan geringere Abstände festge-
setzt werden, dann wäre der Plan angreifbar. Deshalb werde die FDP 
keinesfalls diesen Schutzabständen zustimmen.  
 
Frau Weil erläutert, dass egal wie weit der Abstand sei, die optisch be-
drängende Wirkung zu überprüfen sei. Beim 3-fachen Abstand könne in 
der Regel davon ausgegangen werden, dass damit nicht zu rechnen ist, 
bei 2- bis 3-fachem Abstand müsse besonders genau hingesehen wer-
den und bei einem unter 2-fachen Abstand sei von einer optisch bedrän-
genden Wirkung die Rede. Dabei gehe es immer um die Gesamthöhe 
und nicht um die Nabenhöhe. Billerbeck zeichne sich durch eine große 
Anzahl von Einzelgebäuden im Außenbereich aus. Wenn die Abstände 
auf 600 m erhöht würden, dann blieben für die Ausweisung von Wind-
energiezonen keine Flächen übrig und dann wäre eine räumliche Steue-
rung nicht möglich.  
 
Herr Knüwer wiederholt, dass der Flächennutzungsplan keinen Bestand 
haben werde, sobald einer der Anlieger Klage erhebe, weil die Schutzab-
stände nicht eingehalten werden.  
 
Dem hält Frau Weil entgegen, dass es durchaus sein könne, dass eine 
Windkraftanlage in 200 m Abstand keine optisch bedrängende Wirkung 
entfalte, weil z. B. eine Scheune davor stehe.  
 
Herr Walbaum führt an, dass es in Münster erheblich schwerer sei, 
Windkraftanlagen zu bauen. Demnächst entstünden aber noch 30 – 40 
neue Anlagen im Stadtgebiet, obwohl, die Abstände dort in der Stadt 
noch viel kritischer seien als hier auf dem Land. Dort werde aber die An-
lagenhöhe auf 150 m begrenzt, die Anlagen brächten aufgrund der Tech-
nik die gleichen Leistungen wie 200 m hohe Anlagen.  
 
Herr Knüwer wirft ein, dass in einem Flächennutzungsplan keine Höhen-
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begrenzung festgesetzt werden könne, dann müsste für jeden Standort 
ein Bebauungsplan aufgestellt werden.  
 
Frau Besecke gibt zu bedenken, dass eine Klage gegen den Flächennut-
zungsplan u. U. dazu führen könne, dass Windkraftanlagen überall im 
Stadtgebiet zulässig seien. Es gehe doch darum, welche Bereiche für die 
Ausweisung von Konzentrationszonen übrig blieben. Es würde ein hohes 
Risiko eingegangen, wenn nur 200 m Anlagen geplant würden, weil die 
Anlagen komplett in der Konzentrationszone liegen müssten, also nicht 
direkt an der Grenze errichtet werden können. Ansonsten würden die 
Konzentrationsflächen so weit verkleinert, dass eine Verhinderungspla-
nung betrieben werde. Außerdem werde im Genehmigungsverfahren je-
de einzelne Windkraftanlage auf ihre bedrängende Wirkung hin überprüft.  
 
Frau Weil unterstreicht , dass Windkraftanlagen im Außenbereich grund-
sätzlich privilegiert seien. Wenn man die Entstehung von Windkraftanla-
gen räumlich steuern wolle, müsse man der Windenergie gleichzeitig 
substanziellen Raum geben.  
 
Herr Flüchter erkundigt sich nach dem Ergebnis der Abstimmung der 
Planung mit der Bezirksregierung.  
Frau Besecke führt aus, dass seitens der Bezirksregierung signalisiert 
wurde, dass Billerbeck keine Steine in den Weg geworfen würden. Aber 
daran, dass  die Bezirksregierung selber in ihrem Regionalplan nur die 
Fläche in Osthellermark ausweise, werde ja erkennbar, wie problematisch 
die Ausweisung entsprechender Flächen auch von dort gesehen werde. 
Im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sei vorgese-
hen, juristische Beratung in Anspruch zu nehmen.  
 
Herr Knüwer möchte wissen, von welcher Höhe bei den 13 zusätzlich 
möglichen Anlagen ausgegangen werde.  
Frau Weil teilt mit, dass eine Höhe von 150 m zugrunde gelegt wurde. 
Dabei sei von einem 300 m Abstand in Nebenwindrichtung und von 500 
m in Hauptwindrichtung ausgegangen worden. So könnten am Risauer 
Berg 5, in Kentrup 4, an der Steinfurter Aa 3 und in Osthellermark 1 An-
lage zusätzlich entstehen.  
 
Herr Flüchter hält es für problematisch und evtl. angreifbar, wenn pau-
schal aus denkmalpflegerischen Belangen ein Großteil des Stadtgebietes 
ausgegrenzt werde.  
 
Frau Weil verweist auf die von ökoplan vorgestellte Visualisierung, bezo-
gen auf die Fläche in Hamern. Dadurch sei nachgewiesen, dass Wind-
kraftanlagen in der in Hamern befindlichen Fläche fatale Auswirkungen 
haben könnten. Hinzu komme die Stellungnahme des LWL, speziell für 
Hamern und auch das Signal, dass diese Argumentation mit vertreten 
werde.  
 
Herr Flüchter erkundigt sich, wie das denn aus der anderen Richtung be-
trachtet, z. B bei Haus Runde zu sehen sei.  
Frau Besecke teilt mit, dass dort keine Schutzabstände festgesetzt wor-
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den seien. Hier sei nur eine Kennzeichnung vorgenommen worden. Die 
Schutzabstände seien nicht größer als bei anderen Wohnhäusern im Au-
ßenbereich.  
 
Herr Peter-Dosch legt dar, dass er das Abwägungsergebnis, das der 
Sichtachse einen hohen Stellenwert beimesse, als sehr problematisch 
ansehe, weil dies dazu führe, dass die Potentialfläche drastisch einge-
dämmt werde. Er erkenne an, dass seitens der Planerin sehr viel Mühe 
verwandt wurde, substanzielle Chancen aufzutun. Er halte aber das Ver-
fahren bzgl. des Ausschlusses der Fläche in Hamern aufgrund des sehr 
großen Flächenanteils für gefährlich. Deshalb werde er sich in Bezug auf 
dieses Vorhaben enthalten.  
 
Frau Weil hält dem entgegen, dass die Flächengröße allein kein Kriterium 
sein dürfe. Wenn in der Abwägung die entsprechenden Argumente an-
gewandt würden, dann führe das zum Ausschluss der größten Fläche. 
Man könne aber trotzdem die substanzielle Chance nachweisen, indem 
man das gewichte und dokumentiere.  
 
Frau Besecke führt aus, dass der LWL im Zusammenhang mit der Auf-
stellung des Regionalplanes einen Fachbeitrag erstellt habe, in dem be-
deutsame Denkmäler von allen Kommunen aufgenommen worden seien. 
Der Bedeutung der Stadtsilhouette Billerbeck werde darin überregionale 
Bedeutung beigemessen. Dieses wichtige Gut gelte es zu schützen.  
 
Zur Verdeutlichung verliest Frau Weil folgenden Auszug aus dem Fach-
beitrag:  
 
„Einzigartig für Westfalen/Lippe ist die Stadtsilhouette von Billerbeck, mit 
den weit sichtbaren Kirchtürmen. Aufgrund dieser Solitärstellung verdient 
Billerbecks Stadtsilhouette höchsten Schutz auch über die Stadtgrenzen 
hinaus.“ 
 
Herr Fliß meint ebenfalls, dass diese Einmaligkeit auch im Hinblick auf 
den Tourismus geschützt werden müsse.  
 
Herr Flüchter entgegnet, dass man sich dann auch nicht mit der Fläche in 
Osthellermark hätte auseinandersetzen dürfen.  
 
Herr Knüwer macht deutlich, dass er mit Entsetzen festgestellt habe, 
dass in Osthellermark eine weitere Anlage geplant werden könne. Zum 
anderen könne er sich mit den weichen Tabuzonen nicht einverstanden 
erklären, weil von unterschiedlichen Schutzabständen zu Wohnbauflä-
chen ausgegangen werde. Die Bewohner des Außenbereiches, die nicht 
in Splittersiedlungen wohnten, würden zu Menschen 2. Klasse degradiert.  
 
Frau Weil führt aus, dass per Gesetz bestimmte Nutzungen für den Au-
ßenbereich vorgeschrieben seien, dazu gehöre die Landwirtschaft und 
Windkraftanlagen. Es liege in der Natur der Sache, dass Bewohner des 
Außenbereiches nicht den gleich hohen Schutz haben, wie Bewohner 
eines allgemeinen Wohngebietes.  
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Herr Knüwer gibt zu bedenken, dass es in Billerbeck nur wenige Splitter-
siedlungen gebe, wobei z. B. die Einzelhäuser in Osthellermark genauso 
den Anspruch hätten als Splittersiedlung ausgewiesen zu werden. Das 
gelte für viele Bereiche auf Billerbecker Gebiet .  
 
Bombeck sei der einzige Bereich, wo über eine weitere Satzung nachge-
dacht werden könnte, so Frau Besecke. Wenn die einzelnen Häuser weit 
auseinander stünden, sei es nicht möglich, eine Satzung zu erlassen.  
 
Herr Fliß beantragt, über den Beschlussvorschlag der Verwaltung abzu-
stimmen.  
Diesem Antrag wird mehrheitlich zugestimmt.  
  

Beschlussvorschlag für den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss 

als Beschlussvorschlag für den Rat: 
Der in der Anlage 1 angefügte Kriterienkatalog mit den „harten“ und „wei-
chen“ Tabuzonen wird beschlossen. Mit dem daraus resultierenden Plan-
entwurf wird die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) und die frühzeitige Beteiligung der Behörden 
und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB durch-
geführt.  
  

Stimmabgabe: 4 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 2 Enthaltungen  
 
 
Herr Wiesmann, Herr Schulze Temming und Frau Dr. Spallek kehren an 
dieser Stelle wieder als Ausschussmitglieder in den Sitzungsraum zurück. 
Die stellv. Ausschussmitglieder Herr Brockamp, Herr Rose und Herr Pe-
ter-Dosch begeben sich in den Zuschauerraum.  
Auch die Ausschussmitglieder, die sich zu diesem Tagesordnungspunkt 
für befangen erklärt haben (Herr Kösters, Frau Schulze Wierling, Herr 
Schulze Thier, Herr Schulze Brock, Herr Lütke Enking) nehmen wieder in 
der Sitzungsrunde Platz.  
Herr Wiesmann übernimmt den Sitzungsvorsitz.   
  

3. Mitteilungen 

  
 
 

3.1. Löhne-Urteil - Frau Besecke 

 Frau Besecke führt aus, dass zum Bauvorhaben einer Schweinhaltung in 
Hamern das gemeindliche Einvernehmen mit der Genehmigung ersetzt 
wurde. Aufgrund des sog. „Löhne-Urteils“ sei durch die Münsterlandkreise 
ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben worden, das jetzt vorliege. We-
sentliches Ergebnis sei, dass durch das Urteil keine Änderung der Beur-
teilung der planungsrechtlichen Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB gesehen werde. Das gesamte Gutachten werde zwar noch mit 
der obersten Bauaufsicht abgestimmt, eine Veröffentlichung in der Zeit-
schrift „Baurecht“ liege jedoch bereits vor und werde der Niederschrift im 
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Ratsinformationssystem angehängt.  
  
 
 

3.2. OVG Urteil Sendenhorst - Frau  Besecke 

 Bezug nehmend auf eine Anfrage von Herrn Kösters im Zusammenhang 
mit einem OVG-Urteil, wonach zwei Windkraftanlagen nicht gebaut wer-
den durften, teilt Frau Besecke mit, dass dies keine Auswirkungen auf die 
Bauleitplanung, sondern auf die Genehmigungsverfahren habe. Konkret 
gehe es darum, dass keine Umweltverträglichkeitsuntersuchung durchge-
führt wurde, da nicht alle Anlagen der Umgebung von der Genehmi-
gungsbehörde einbezogen wurden.  
  
 
 

4. Anfragen 

  
 
 

4.1. Straßenausbesserung im Bereich Temming 59 - Frau Schulze Wier-

ling 
 Frau Schulze Wierling bittet die Straße in Kentrup vor dem Anwesen 

Temming 59 zu kontrollieren. Dort gebe es zwei derbe Löcher.  
  
 
 

4.2. Weg am Kloster Gerleve - Frau Dr. Spallek 

 Frau Dr. Spallek weist darauf hin, dass es am Kloster Gerleve lt. Rad-
wegeplan des Kreises Coesfeld  einen ausgebauten Radweg geben soll. 
Soweit ihr bekannt sei, gebe es von der L 525 in Richtung Kloster aber 
nur einen Fußweg, der sich zudem in einem schlechten Zustand befinde. 
Hier müsse unbedingt ein ordentlicher Radweg angelegt werden. Sie 
fragt nach, wer hierfür zuständig sei.  
 
Herr Mollenhauer geht von einer fehlerhaften Ausweisung im Plan aus. 
Die Anlegung des Radweges könnte ggf. bei der nächsten Überplanung 
der Kreisstraßenplanung angeregt werden. Dabei seien aber auch die 
Kosten zu bedenken.  
  
 
 

4.3. Ersatzanpflanzungen im Gantweg - Herr Flüchter 

 Herr Flüchter weist darauf hin, dass einige der im Gantweg als Ersatz für 
das Sportzentrum gepflanzten Bäume Schäden im Rindenbereich auf-
wiesen. Er bitte um Überprüfung.  
  
 
 

4.4. Verrohrung des Grabens im Gantweg/Hamern - Herr Fliß 
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 Herr Fliß weist darauf hin, dass es nicht ausreiche die Verrohrung durch-
zuführen. Vielmehr müsse darauf geachtet werden, dass auch das Ober-
flächenwasser vernünftig abfließen könne.  
 
Herr Mollenhauer teilt mit, dass seines Wissens Abläufe installiert wür-
den, in die das Oberflächenwasser abgeleitet werde  
  
 
 

 
 
 
 
 Werner Wiesmann    Ralf Flüchter    Birgit Freickmann 
  Ausschussvorsitzender  stellv. Ausschussvorsitzender  Schriftführerin  
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